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Obergrenze für Zinsen von Mikrokrediten zur Armutsbekämpfung?

Im April 2017 führte die kambod-
schanische Regierung eine Ober-
grenze für Mikrokredite ein. Um 
die Schuldenlast von Kreditneh-
merInnen zu begrenzen, wurden 
die Zinsen für Mikroinanzierung 
auf 18 Prozent gedeckelt. Mikro-
kredite sind ein kontrovers debat-
tiertes Thema in der Entwick-
lungspolitik. Einerseits helfen sie 
messbar vielen Familien beson-
ders in den ärmeren, ländlichen 
Regionen aus Armuts- oder Not-
situationen herauszukommen; 
andererseits entstehen den Kre-
ditnehmerInnen hohe Schulden.  

Die durchschnittliche Kredithöhe 
einer Familie vom Land liegt bei 
500 US Dollar, aus der Stadt bei 
5.000 US Dollar. Viele Familien 
können nur durch dieses Geld 
ihre Grundbedürfnisse wie Nah-
rung und Gesundheitsversorgung 
decken. ExpertInnen argumen-
tieren jedoch, dass das Interesse 
der Regierung nicht auf der Zins-
deckelung liegen sollte, sondern 
in der Bekämpfung von Armuts-
ursachen, wie schlechte Bildung, 
geringes Einkommen etc. Zwar 
seien Schulden vielfach mitver-
antwortlich für die Armut vieler 

Menschen, doch nicht der Haupt-
grund. Zinssenkungen werden 
zwar kurzzeitig die Schuldner ent-
lasten, dabei sollte der Langzeit-
nutzen von Mikrokrediten jedoch 
nicht unterschätzt werden. Wenn 
die Regierung mit der Zinsbegren-
zung den übermäßigen Gewinn 
der Mikrokreditinstitute einschrän-
ken will, sollte sie laut KritikerIn-
nen zu anderen Mitteln greifen, 
z. B. Steuererhöhungen auf mone-
täre Gewinne und die Verteilung 
von Staatseinnahmen auf Pro-
gramme zur Armutsbekämpfung.

Phnom Penh Post 21.3.2017, 4.4.2017

Harsche Kritik an Kambodschas Pressefreiheit

Gleich zweimal musste das Land 
in diesem Jahr internationale Kri-
tik aufgrund schlechter Gewähr-
leistung der Pressefreiheit einste-
cken. In den neuesten Berichten 
von Freedom House und Repor-
ter ohne Grenzen 2017 wurde 
Kambodschas Presse als „nicht 
frei“ eingestuft und rutschte im 
Presseranking vier Plätze nach 
unten, von 128 auf 132. Vor-
nehmlich ginge es um die strate-
gische Unterdrückung und Bedro-
hung der politischen Opposition 
von der Regierung Hun Sen. Free-
dom House prognostiziert weiter-

hin eine Zunahme an Verletzun-
gen der Pressefreiheit mit näher 
rückenden Wahlen. Noch im Feb-
ruar 2017 sprach sich ein Regie-
rungssprecher für die Schließung 
mehrerer ausländischer Presse-
agenturen aus, die in Kambod-
scha arbeiten, vor allem die aus 
Washington inanzierten. Im April 
2017 wurde ein Reporter von 
Radio Free Asia (RFA) zu Gericht 
geladen, da er sich mit falscher 
Identität Zugang zu einem inhaf-
tierten politischen Oppositionel-
len verschafft haben soll. Dieser 
loh in die USA und berichtet nun 

für RFA aus dem Ausland. Selbst-
zensur der Medien ist auch wei-
terhin weit verbreitet. Die Über-
wachung von sozialen Medien ist 
mittlerweile Routine. Besonders 
die NutzerInnen sozialer Medien 
– zivile JournalistInnen – haben 
kaum rechtlichen Schutz gegen 
staatliche Konsequenzen. Und 
trotz all dem lobte sich die Regie-
rung am diesjährigen Weltpres-
setag selbst lautstark für die freie 
Presse in Kambodscha. 

New York Times 28.2.2017

Phnom Penh Post 27.4.2017, 

28.4.2017, 4.5.2017

Wahlkampf-Kampagnen in der Hauptstadt 
vor den Kommunalwahlen eingeschränkt

In der Hauptstadt Phnom Penh 
wurden die Bestimmungen für 
Wahlkampfauftritte vor den Kom-
munalwahlen im Juni verschärft. 
Die Nationale Wahlkommission 
(NEC) gab bekannt, dass es allen 
politischen Parteien untersagt sei, 
Versammlungszüge auf Hauptver-
kehrsstraßen der Hauptstadt abzu-
halten. Hintergrund für die Ver-
schärfungen seien die öffentliche 
Sicherheit und die Vermeidung 

von Verkehrschaos. Der Wahlge-
setzgebung zufolge sind Wahl-
kampagnen ohnehin nur zwölf 
Tage vor den Wahlen erlaubt, Ver-
sammlungszüge zwei Tage zuvor. 
Mitglieder der Cambodia National 
Rescue Party (CNRP) und zivilge-
sellschaftliche Organisationen 
reichten Anträge gegen das Verbot 
ein. Das Verbot stünde im Zusam-
menhang mit der Kritik eines Kan-
didaten der CNRP, die Kommunal-

verwaltung habe EinwohnerInnen 
mit Drohungen von einem öffent-
lichen Forum fernzuhalten ver-
sucht. Am 4. Juni waren fast 8 Mil-
lionen WählerInnen berechtigt, in 
1.646 Kommunen und Bezirken 
aus den 12 politischen Parteien zu 
wählen. Der Ausgang der Wahlen 
wird gemeinhin auch als Wahl-
prognose für die Parlamentswah-
len im Jahr 2018 verstanden.

Radio Free Asia, 11.5.2017
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